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Dezentrale Verbraucherberatung in Hessen
Verbraucherzentrale erprobt Beratung in ländlichen Räumen

Knapp 6,2 Millionen Menschen leben in 
Hessen, etwa die Hälfte davon auf dem 
Land. Die Angebote für professionelle 
Rechts- und Verbraucherberatung be-
finden sich in den großen Ballungszent-
ren. Die Landesregierung hat sich im 
Koalitionsvertrag das Ziel gesetzt, Ver-
braucherberatung dezentral auch im 
ländlichen Raum verfügbar zu machen. 
Das Land Hessen fördert daher bis zum 
Jahresende ein Projekt der Verbrau-
cherzentrale Hessen, mit dem der Zu-
gang zu niedrigschwelliger Beratung 
insbesondere in ländlichen Räumen er-
probt werden soll.
„Unsere Erfahrung aus der Zeit der 
Covid-19-Pandemie zeigt, dass niedrig-
schwellige telefonische Beratungsange-
bote gerade für Ratsuchende außerhalb 
der Ballungsgebiete wichtige Hilfestel-
lungen bieten, die gerne angenommen 
werden“, erläutert Philipp Wendt, Vor-
stand der Verbraucherzentrale Hessen. 
Das Angebot zusätzlicher Hotlines führ-
te damals trotz geschlossener Bera-
tungsstellen zu einem deutlichen An-
stieg der Beratungszahlen. Dabei 
stiegen die Kontaktzahlen aus ländli-
chen Regionen mit 46,3 gegenüber 
19,1 Prozent bezogen auf ganz Hessen 
deutlich überproportional an.

Beratungsangebote für Menschen auf 
dem Land
Bis zum Ende des Jahres 2026 geht die 
Verbraucherzentrale Hessen mit fünf 
zusätzlichen Hotlines und ergänzenden 
Vortragsangeboten auf die Menschen 
zu, die in den ländlichen Regionen Hes-
sens beheimatet sind. „Dafür haben wir 
aktuelle Beratungsthemen identifiziert, 
zu denen wir an mehreren Tagen in der 
Woche Hotlines schalten werden. Zu-
sätzlich werden wir zu diesen Themen 
begleitende Vorträge in den ländlichen 
Regionen anbieten“, so Wendt weiter.

Immobilienfinanzierung und 
Anschlussfinanzierung
Hohe Immobilienpreise sind auch auf 
dem Land an der Tagesordnung. Kredi-

te, die in der zurückliegenden Niedrig-
zinsphase abgeschlossen wurden und 
bei denen die Zinsbindung ausläuft, er-
fordern demnächst Anschlussfinanzie-
rungen. Dann treffen hohe Restschul-
den auf inzwischen gestiegene Zinsen. 
Das setzt besonders junge Familien, die 
bewusst aufs Land gezogen sind, unter 
Druck. Denn Familiengründung, Kin-
derbetreuung, Schule und Arbeitsplatz 
schränken die Möglichkeiten, das 
Wohnumfeld zu ändern, ein.

Betrug und Täuschung über Telefon und 
Internet
Ob betrügerische Finanzfallen oder 
Fake-Shops – es gibt viele Möglichkei-
ten, wie Verbraucherinnen und Ver-
braucher am Telefon oder im Internet 
getäuscht werden. Betrüger verursa-
chen zum Teil hohe finanzielle Schäden 
bei ihren Opfern. Nach einem Einkauf 
im Fake-Shop ist das Geld zumeist ver-
loren. Die bestellte Ware kommt entwe-
der gar nicht an oder ist so mangelhaft, 
dass sie im Müll landet. Eine Rücksen-
dung scheitert meist, weil die Rücksen-
deadresse nicht in der Europäischen 
Union liegt.

Probleme beim Glasfaserausbau
Schnelles Internet ist vor allem im länd-
lichen Raum viel wert. Vor dem Hinter-
grund der fortschreitenden Digitalisie-
rung des Lebensalltags haben viele 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
großes Interesse an einem Glasfaseran-
schluss. Doch nicht selten stockt der 
Ausbau, nachdem die Verträge unter-
schrieben wurden. Und dann taucht in 
der Region plötzlich ein anderer Anbie-
ter auf, der den Glasfaserausbau auch 
vorantreiben will und für sich wirbt. Die 
damit im Zusammenhang stehenden 
Fragen überfordern viele Haushalte:
•	Welche Rechte haben sie gegenüber 

den Anbietern?
•	Wie können sie sich aus nachteiligen 

Verträgen wieder lösen?
•	Wie lassen sich die Angebote der ver-

schiedenen Anbieter vergleichen?

Energiepreise
Seit Beginn der Energiepreiskrise vor 
vier Jahren suchen Verbraucherinnen 
und Verbraucher nach Möglichkeiten, 
ihre Energiekosten zu senken. Kriege 
und Krisen nicht nur in Nahost dürften 
den Trend noch verstärken. Der Umgang 
mit Preiserhöhungen und die Möglich-
keit, den Energieanbieter zu wechseln, 
haben daher in der Verbraucherbera-
tung weiter einen hohen Stellenwert.

Gesundheitsreform
Die aktuelle Gesundheitsreform lässt 
viele Menschen darüber nachdenken, 
ob sich ein Wechsel in die private Kran-
kenversicherung lohnt oder eine private 
Zusatzversicherung in Frage kommt. 
Die Frage, ob ein Wechsel langfristig 
sinnvoll ist, muss gut überlegt sein. Das 
gilt auch für die Frage, welche Zusatz-
versicherung mit welchen Leistungen 
abgeschlossen werden sollte.

Hotlines ab 1. Juli 2026 geschaltet 
Die fünf neuen Hotlines sind vom 1. Juli 
2026 bis zum Jahresende zu folgenden 
Zeiten erreichbar:
Immobilienfinanzierung:
069/97 19 40-188
Montag: 10.00 bis 12.00 Uhr
Freitag: 10.00 bis 12.00 Uhr

Betrug am Telefon und im Internet:
069/97 19 40-187
Mittwoch: 14.00 bis 16.00 Uhr

Glasfaserausbau:
069/97 19 40-186
Montag: 10.00 bis 12.00 Uhr
Donnerstag: 12.00 bis 14.00 Uhr

Energiepreise:
069/97 19 40-185
Montag: 10.00 bis 12.00 Uhr
Freitag: 10.00 bis 12.00 Uhr

Gesundheitsreform:
069/97 19 40-184
Montag: 12.00 bis 14.00
Mittwoch: 14.00 bis 16.00 Uhr  n DM
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N
achrichten aus dem

 Landesverband Hessen

Hessen braucht 
die Mietpreisbremse
Hessens oberster Mieterschützer, der 
1. Vorsitzende des Mieterbunds Hessen, 
Gert Reeh, fordert die Landesregierung 
eindringlich auf, sich nun vorrangig um 
eine neue Verordnung zur Mietpreis-
bremse zu kümmern. Vor einigen Tagen 
hatte das Amtsgericht Frankfurt (AZ 
33029 C 130/05) die im vergangenen No-
vember um ein Jahr verlängerte Mieter-
schutzverordnung („Mietpreisbremse“) 
für unwirksam erklärt.
„Die hessischen Mieterinnen und Mie-
ter der betroffenen Kommunen hängen 
in der Luft, denn nun ist zu befürchten, 
dass sich andere Gerichte diesem Urteil 
anschließen werden. Derzeit steigen die 
Mieten weiter und es gibt besonders in 
den Ballungsgebieten und Universitäts-
städten kaum mehr bezahlbare Woh-
nungen. Damit wird nicht nur das Ar-
mutsrisiko für Mietende größer, 
sondern auch die Belastung der kom-
munalen Haushalte würde durch die zu-
nehmende Anzahl Leistungsberechtig-
ter weiter ansteigen. Das kann für 
Hessen und seine Bürgerinnen und Bür-
ger nicht gewollt sein.“
Wenn Hessen nun nicht schnell für Er-
satz sorgt, muss befürchtet werden, 
dass Klagen zu Lasten der Mietenden 
verloren gehen. „Dann werden die Stei-
gerungen nochmals anziehen“, so Reeh 
weiter und erinnert die Landesregie-

rung an ihren eigenen Koalitionsver-
trag, in dem festgelegt wurde, dass „be-
zahlbares Wohnen keine soziale Frage 
sein“ dürfe. „Auch deshalb muss 
schnellstmöglich für eine gültige Ver-
ordnung gesorgt werden.“
Ohnehin fehlen in Hessen derzeit hun-
derttausende von Wohnungen, davon 
allein mindestens 80.000 Sozialwohnun-
gen. „Es muss an allen Stellschrauben 
gedreht werden, die helfen, den über-
hitzten Wohnungsmarkt zu entspan-
nen. Eine rechtswirksame Mietpreisbe-
grenzungsverordnung ist daher 
dringend geboten“, so Reeh.
Insgesamt braucht es aber noch weitere 
Bemühungen als bisher, vor allem die 
Bereitstellung von genügend Geld. Nur 
so werden auch langfristig wieder ande-
re Gelder eingespart werden können, 
die derzeit durch die Kommunen ver-
mehrt ausgegeben werden müssen, um 
die unzähligen Menschen zu unterstüt-
zen, die sich Wohnen nicht mehr leisten 
können und bezuschusst werden müs-
sen. „Aber auch sonst muss endlich an 
allen notwendigen Stellschrauben ge-
dreht werden, um Wohnraum zu gene-
rieren und zu erhalten und vor allem 
auch wieder günstiger zu machen. 
„Sonst ist der soziale Frieden akut in Ge-
fahr – das darf nicht riskiert werden“, 
schließt Reeh.  n

21. Tagung der Büroangestellten in Hanau
Am 12. und 13. Juni fand in Hanau die 
21. Tagung der Büroangestellten zum 
Thema „Deeskalation und Konflikt-
lösung im Umgang mit schwierigen 
Mitgliedern und Mitmenschen im Ar-
beitsalltag des Mieterbundes“ statt. Re-
ferentin Gaby Schramm vom Institut 
Schramm für Beratung und Strategie ge-
staltete ein kurzweiliges, interessantes 
und aktives Seminar, aus dem alle viel 
Praktisches mitnehmen konnten.
Festzuhalten ist: Die Anspruchshaltung 
der Menschen – zum Teil auch unserer 
Mitglieder – hat sich verändert. Sie sind 

fordernder und oft auch aggressiver ge-
worden. Viele sind sich nicht bewusst, 
dass ein Mieterverein kein Dienstleis-
tungsunternehmen mit unendlich vie-
len Möglichkeiten ist, sondern ein Ver-
ein, in dem Mitglieder aktiv mithelfen 
müssen. Rechtsberatung ist nur eine 
Aufgabe von vielen. 
Zudem müssen sich auch Mietervereine 
an Vorgaben und Gesetze halten. Gera-
de weil allen Mitarbeitenden der Ge-
schäftsstellen bewusst ist, dass viele 
Mietende Angst um das Dach über ih-
rem Kopf haben, gilt es, zu verhindern, 

dass Gesprächssituationen eskalieren. 
Zielführender ist es immer, konstruktiv 
an Lösungen zu arbeiten, um das Beste 
für jedes Mitglied zu erreichen.
Anhand von Übungen, wie man das 
Gegenüber einschätzen kann und dem 
„Vier-Ohren-Modell“ von Schulz von 
Thun konnten alle lernen, Gespräche 
anders anzugehen, aktives Zuhören zu 
üben und Tipps anzuwenden, wie man 
gleichzeitig professionell mit Mitglie-
dern umgehen und sie unterstützen 
kann, um zielgerichtet und sachlich hel-
fen zu können.  n

Einladung zur 
Mitgliederversammlung
Mieterverein Marburg und Umgebung e.V.
Die Mitgliederversammlung (Jahres-
hauptversammlung) des Mietervereins 
Marburg und Umgebung findet statt am 
Dienstag, den 15. September 2026 in 
der Geschäftsstelle, Bahnhofstraße 15, 
35037 Marburg. Beginn ist um 19.00 Uhr.

Tagesordnung:
1.	 Begrüßung der Mitglieder durch die 

Vorsitzende
2.	 Feststellung der Tagesordnung/

Feststellung der Beschlussfähig-
keit der Versammlung

3.	 Wahl des Protokollführers/der 
Protokollführerin

4.	 Geschäftsbericht der Vorsitzenden
5.	 Kassenbericht der Schatzmeisterin
6.	 Prüfbericht der Kassenprüferinnen
7.	 Aussprache über die Berichte
8.	 Entlastung des Vorstandes
9.	 Beschlussfassung über Anträge 

gemäß § 9 Absatz 1 Satz 5 der 
Satzung. Auf die Frist zu deren 
Einreichung (acht Tage vor der 
Versammlung) wird hingewiesen.

10.	Verschiedenes

Der Vorstand
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Richtig, aber nicht genug
Gabriela Bahr vom Mieterbund Fulda meint, dass die Begrenzung von Indexmieten sinnvoll und wichtig ist, 
für Fulda aber nicht ausreicht

Der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung („Mietrecht II“) sieht unter ande-
rem eine Reform der Indexmiete vor. In 
angespannten Wohnungsmärkten sol-
len Inflationssteigerungen bis drei Pro-
zent pro Jahr weiter vollständig auf die 
Miete umgelegt werden dürfen, darü-
berhinausgehende Inflation zur Hälfte. 
Die Begrenzung von Indexmieten ist ein 
wichtiger Schritt – auch für den Woh-
nungsmarkt in Fulda. Der Mieterbund 
Fulda begrüßt, dass die Politik den zu-
nehmenden Druck auf Mieterinnen und 
Mieter erkannt hat.
Indexmiete bedeutet, dass die Miete an 
den Verbraucherindex gekoppelt ist. 
Steigen die allgemeinen Lebenshal-
tungskosten, darf auch die Miete stei-
gen. Das ist problematisch, weil viele 
Haushalte bereits durch höhere Preise 
für Lebensmittel, Energie, Mobilität 
und Versicherungen belastet sind. Da 
die Löhne oft langsamer steigen als die 
Inflation, geraten Mietshaushalte zu-
nehmend unter Druck.
Auch in Fulda zeigt sich die Entwick-

lung vieler Mittelstädte: Es gibt zu we-
nig bezahlbaren Wohnraum, während 
die Nachfrage steigt. Zwar zählt der Ful-
daer Wohnungsmarkt nicht zu den ext-
remen Hotspots wie Frankfurt oder 
München, dennoch ist die Lage inzwi-
schen sehr angespannt. Wohnungssu-
chende haben oft kaum Auswahl und 
müssen selbst hohe Mieten für sanie-
rungsbedürftige Wohnungen akzeptie-
ren. Der Markt wirkt vielleicht noch 
nicht völlig überhitzt, ist aber bereits 
deutlich angespannt.
Hinzu kommt, dass viele Menschen ei-
nen immer größeren Teil ihres Einkom-
mens für das Wohnen aufbringen müs-
sen. Wenn steigende Mieten auf hohe 
Lebenshaltungskosten treffen, bleibt 
vielen Haushalten kaum noch Spiel-
raum für Rücklagen oder unerwartete 
Ausgaben. Besonders Menschen mit 
kleinen und mittleren Einkommen spü-
ren diese Entwicklung deutlich. Für vie-
le wird es zunehmend schwieriger, be-
zahlbaren Wohnraum in guter Lage zu 
finden.

Eine Begrenzung der Mietsteigerungen 
ist deshalb notwendig. Die vorgesehe-
nen Regelungen reichen jedoch aus 
Sicht des Mieterbundes Fulda nicht aus. 
Für viele Haushalte bleiben steigende 
Wohnkosten eine erhebliche Belastung.
Das Hauptproblem bleibt der Mangel an 
bezahlbarem Wohnraum. Neubauten 
entstehen oft im höheren Preissegment, 
während günstige Wohnungen ver-
schwinden. Dadurch wird es für Men-
schen mit mittleren und niedrigen Ein-
kommen schwer, eine bezahlbare 
Wohnung zu finden. Daher braucht es 
mehr sozialen Wohnungsbau, schnelle-
re Genehmigungsverfahren, Nachver-
dichtung und Investitionen in Infra-
struktur.
Für den Mieterbund Fulda ist klar: Die 
gesetzliche Begrenzung der Indexmiete 
ist richtig und überfällig. Sie sollte je-
doch auf höchstens zwei Prozent pro 
Jahr begrenzt und Indexmieten lang-
fristig abgeschafft werden. Damit Woh-
nen in Fulda auch künftig für alle be-
zahlbar bleibt.  n

Vereinsvorsitzende beschäftigen sich mit der Zukunft
Die Vorsitzenden und Vorstandsmitglie-
der sowie die Geschäftsführerinnen 
und Geschäftsführer der hessischen 
dem Deutschen Mieterbund ange-
schlossenen Vereine treffen sich regel-
mäßig im Rahmen einer Tagung, um 
sich mit aktuellen Themen, Neuerun-
gen, allgemeinen Problemen der Mie-
tervereine und anderen Dingen ausein-
anderzusetzen, die die Mietervereine 
beschäftigen.
Die diesjährige Veranstaltung fand zum 
Thema: „Synergien und (Zukunfts-)
Visionen“ am 13. Juni 2026 in Hanau 
statt und war sehr gut besucht.
Geleitet wurde die Tagung wegen der 
Verhinderung des Landesvorsitzenden 
Gert Reeh dieses Mal durch die zweite 
Vorsitzende Astrid Nembach. Nem-
bach, die seit vielen Jahren auch dem 

Bundesvorstand des DMB angehört, lei-
tete die Konferenz souverän und sympa-
thisch. Nach der Vorstellung des Refe-
renten Zakaria Said aus Magdeburg, der 
sich schon im Vorfeld für diese Aufgabe 
empfohlen hatte, ging es gleich thema-
tisch zu seinem spannenden Vortrag 
über. Zunächst stellte Said ein erfolgrei-
ches Projekt aus dem Landesverband 
Sachsen-Anhalt vor. Dabei ging es be-
sonders darum, wie man kleineren Mie-
tervereinen helfen kann, auch mit we-
nig Geld zeitgemäß zu arbeiten und 
Synergieeffekte zu schaffen. Das war, da 
auch auf größere Vereine übertragbar, 
eine gute Grundlage für die anschlie-
ßende Diskussion.
Für viele Mietervereine ist es ein Prob-
lem, dass sie nur noch als reine Dienst-
leister und weniger als Vereine wahr-

genommen werden. Die günstige 
Rechtsberatung wird zwar gerne in An-
spruch genommen, eine Bindung an 
den Verein ist aber eher nicht mehr ge-
wünscht. Um zukunftsfähig zu bleiben, 
sind die Vereine jedoch auf einen gro-
ßen Mitgliederstamm angewiesen. Da-
her ist es wichtig, sich mit anderen Ver-
einen zusammenzutun, um Kosten zu 
sparen. 
Genauso wichtig ist aber, den Mitglie-
dern deutlich zu machen, dass mit dem 
Beibehalten der Mitgliedschaft eine 
bessere Vertretung der Mieterinteres-
sen gegenüber der Politik möglich ist. 
Als großer Interessenverband wird man 
auch nach außen stärker wahrgenom-
men und kann sich noch besser für eine 
Politik, die Mieterinnen- und Mieterin-
teressen berücksichtigt, einsetzen.  n
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